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Miriam Hoheisel

Kinder brauchen nicht nur Luft und 
Liebe, sondern auch etwas zum 
Essen, zum Anziehen, ein Dach 

über dem Kopf, Erfahrungen, an denen 
sie wachsen können und gemeinsame 
Aktivitäten mit anderen Kindern. Auch 
Teilhabe kostet Geld. Bei getrennten 
Eltern trägt ein Elternteil den finanzi-
ellen Teil fürs Kind, der andere leistet 
seinen Beitrag durch Betreuung, Pflege 
und Erziehung des Kindes. Soweit die 
Theorie. Laut einer Studie aus dem Jahr 
2014 erhält Dreiviertel der Kinder den 
ihnen zustehenden Unterhalt entweder 
gar nicht oder nicht in ausreichender 
Höhe. Das bedeutet in der Praxis, dass 
Alleinerziehende häufig auch noch den 
Kindesunterhalt (mit-)tragen. Reicht ihr 
Erwerbseinkommen dafür nicht aus, rut-
schen sie mit ihren Kindern ins SGB II. 

Hilfe ist bei den Jugendämtern vorge-
sehen: Alleinerziehende können beim 
Jugendamt eine kostenlose Beistandschaft 
nach § 1712 BGB einrichten. Diese hat 
die zentrale Aufgabe, den Unterhaltsan-
spruch des Kindes geltend zu machen und 
kann das Kind gegenüber dem unterhalts-
pflichtigen Elternteil vertreten. Bei Bedarf 
übernimmt sie auch die Aufgabe, die 
Vaterschaft festzustellen. Es genügt ein 
formloser schriftlicher Antrag, um eine 
Beistandschaft einzurichten. Wenn Un-
terhaltspflichtige nicht zahlen, kümmert 
sich der Beistand um die Durchsetzung 
der Unterhaltsansprüche des Kindes, 
indem er eine freiwillige Unterhaltsver-
einbarung herbeiführt oder die Ansprüche 
vor Gericht geltend macht. Die Arbeit der 
Beistandschaften ist somit ein Beitrag 
dazu, Kinderarmut zu verhindern.

Der Verband alleinerziehender Müt-
ter und Väter – Landesverband NRW 

gemeinsam mit dem Bundesverband – hat 
gemeinsam eine Online-Untersuchung 
mit über 1.200 Alleinerziehenden durch-
geführt und sie zu ihren Erwartungen 
und Erfahrungen mit der Beistandschaft 
befragt. Ein weiterer Schwerpunkt der 
Umfrage lag auf dem Thema (gezahlter) 
Kindesunterhalt. 

Beistandschaft

Fast die Hälfte der Befragten hat eine 
Beistandschaft beim Jugendamt 
eingerichtet. Als Grund dafür, keine 

Beistandschaft eingerichtet zu haben, 
gibt von den übrigen 55,6 Prozent im-
merhin ein gutes Drittel an, dass sie die 
Beistandschaft überhaupt nicht kennt 
(24 Prozent), bzw. keinen Kontakt zum 
Jugendamt wünschen (11,6 Prozent). 
Insgesamt hat die Umfrage gezeigt, dass 
die Zufriedenheit dieser Befragten mit der 
Beistandschaft stark variiert und auf einer 
Schulnotenskala von 1 bis 6 mehr oder 
weniger gleichmäßig verteilt ist. 

Deutlich wurden die hohen Erwartun-
gen, mit denen Alleinerziehende eine 
Beistandschaft einrichten. Diese beziehen 
sich insbesondere auf Information über 
die Unterhaltsansprüche des Kindes, auf 
das Durchsetzen des Kindesunterhalts 
sowie darauf, dem anderen Elternteil 
seine Verantwortung klar zu machen. 
Das heißt, Alleinerziehende wünschen 
sich Entlastung, indem der Beistand 
sich darum kümmert, dass der Kindes-
unterhalt gezahlt wird. Auffällig ist, dass 
auch Erwartungen mitgebracht werden 

– Beratung zu Umgangs- und Sorgerecht, 
Kompromisse zwischen den Eltern ver-
mitteln – die gar nicht zu den gesetzlichen 
Aufgaben einer Beistandschaft gehören. 

Die Erfahrungen, welche die Befragten 
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mit ihrem Beistand gemacht haben, sind 
sehr unterschiedlich und umfassen bei 
allen abgefragten Aspekten ein breites 
Spektrum. Die Hälfte der Befragten mit 
Beistand hat den Eindruck gewonnen, 
dass der Beistand fachlich gut qualifi
ziert ist. Nur die Hälfte fühlt sich ernst 
genommen. Lediglich ein Drittel hat 
sich gut über die Aktivitäten informiert 
gefühlt und die Erfahrung gemacht, dass 
der Beistand ausreichend Zeit hat. Nur 
jede fünfte Befragte hat die Erfahrung 
gemacht, dass der Beistand sich engagiert 
um die Ansprüche des Kindes kümmert. 
Die klare Erwartung, dass der Beistand 
dem anderen Elternteil seine Verantwor-
tung deutlich macht, wurde enttäuscht. 

Eher wenig überraschend hat sich 
gezeigt, dass zwischen guten Erfahrun-
gen und einer hohen Zufriedenheit ein 
Zusammenhang besteht, wie umgekehrt 
auch zwischen negativen Erfahrungen, 
enttäuschten Erwartungen und einer 
geringen Zufriedenheit mit dem Bei-
stand. Einflussfaktoren sind nicht nur 
die fachliche Qualifikation, ausreichend 
Zeit, Engagement und das Gefühl, ernst 
genommen zu werden, sondern auch der 
Umfang, in dem der Kindesunterhalt 
tatsächlich durchgesetzt wird. Es ist zu 
vermuten, dass erhaltener Kindesunterhalt 
eine hohe Zufriedenheit mit der Beistand-
schaft begünstigt. Betrachtet man diesen 
Zusammenhang genauer zeigt sich auf 
einer Schulnotenskala, dass bei jenen, 
die sehr zufrieden mit der Beistandschaft 
sind, mit fast 80 Prozent der Anteil derje-
nigen am höchsten ist, die Unterhalt für 
ihr Kind/ihre Kinder erhalten. Mit gut 30 
Prozent Unterhaltsrealisierung ist diese 
bei einem „ungenügend“ am niedrigsten. 
Gleichzeitig zeigt Abbildung 1, dass die 
Durchsetzung der Unterhaltsansprüche 
des Kindes nicht der einzige Faktor 
ist, der das Ausmaß an Zufriedenheit/
Unzufriedenheit erklärt, da bei einem 

„mangelhaft“ die Unterhaltsrealisierung 
mit 43,7 Prozent relativ hoch ist.

Fragen zur Arbeit der Beistandschaften 
wirft die hohe Zahl der Befragten auf 
(93,8Prozent) die angibt, noch nie nach 
Mehr- oder Sonderbedarfen gefragt wor-
den zu sein. Damit sind beispielsweise 
Kosten für Kinderbetreuung, Nachhilfe 
oder eine Zahnspange gemeint, die von 
beiden Elternteilen anteilig getragen wer-
den. Auch die regelmäßige zweijährliche 
Überprüfung der Leistungsfähigkeit des 
unterhaltspflichtigen Elternteils scheint 
nicht im notwendigen Maße stattzufinden. 
Der Beistand sollte alle zwei Jahre das 
Einkommen des Unterhaltspflichtigen 

überprüfen. Dieser Zeitraum leitet sich 
aus § 1605 BGB (Auskunftspflicht) ab. 
Nur 22,1 Prozent der Befragten geben an, 
dass ihr Beistand alle zwei Jahre die Leis-
tungsfähigkeit überprüft, 23,3 Prozent, 
dass der Beistand das nicht macht, ein 
Drittel weiß es nicht. Denkbar wäre, dass 
diese Überprüfung erfolgt, aber die In-
formation nicht an die Alleinerziehenden 
weitergegeben wird. Das korrespondiert 
mit den mittelmäßigen Werten bei der 
Frage, ob die Befragten sich gut über 
die Aktivitäten des Beistands informiert 
fühlen. 

Kritisch zu sehen ist darüber hinaus, 
dass 16,4 Prozent angeben, dass ihnen der 
Beistand geraten hat, die Beistandschaft 
zu beenden, zu einem großen Teil aus 
nicht zulässigen Gründen wie Aussichts-
losigkeit, mangelnden Kapazitäten im 
Jugendamt oder bei Unzufriedenheit mit 
der Arbeit des Beistands. 

Deutlich wurde auch der Wunsch nach 
mehr Service, etwa berufsfreundlicheren 
Öffnungszeiten oder Hausbesuchen bei 
Kleinkindern. 

Kindesunterhalt 

Die Fragen zum Kindesunterhalt 
haben gezeigt, dass 56 Prozent 
aller Befragten Kindesunterhalt 

bekommen, 44,5 Prozent dagegen keinen. 
Insgesamt erhält allerdings nur knapp 
ein Drittel aller Befragten verlässlichen 
(Mindest-) Unterhalt: regelmäßig, pünkt-
lich und mindestens auf dem Niveau des 
Mindestunterhalts. 

Gehen die Kindesunterhaltszahlungen 
nicht jeden Monat ein, liegen sie deutlich 
häufiger unter dem Mindestunterhalt (51,1 
Prozent), oder sind immer unterschiedlich 
hoch (25 Prozent). Eine Interpretation, 
ob die Gründe hierfür eher im Bereich 
der mangelnden Leistungsfähigkeit oder 
einer schlechten Zahlungsmoral zu finden 
sind, lässt sich aus den vorliegenden Zah-
len nicht ableiten. Hier besteht ebenfalls 
weiterer Forschungsbedarf.

Wie sieht die Unterhaltsrealisierung aus, 
wenn Alleinerziehende eine Beistand-
schaft eingerichtet haben? Auffällig ist, 
dass bei den Befragten mit Beistandschaft 
die Werte dafür schlechter sind: lediglich 
26,5 Prozent von ihnen erhalten verläss-
lichen (Mindest-) Unterhalt und 47,6 
Prozent gar keinen. Im Vergleich erhalten 
Befragte ohne Beistandschaft mit 37,1 
Prozent häufiger verlässlichen (Mindest-) 
Unterhalt, mit 41 Prozent ist der Anteil 
ohne Unterhalt geringer. Diejenigen Be-
fragten, die einen Anwalt/eine Anwältin 
hinzugezogen haben, bekommen mit 
45,4 Prozent am häufigsten verlässlichen 
(Mindest-) Unterhalt (vgl. Abbildung 2). 

Obwohl knapp die Hälfte der Befrag-
ten keinen Kindesunterhalt erhält (44 
Prozent), bezieht nur gut ein Viertel der 
Befragten (26,4Prozent) Unterhaltsvor-
schuss. Dieser ist eine staatliche Leistung, 
die beantragt werden kann, wenn ein 
Kind keinen oder nur einen zu geringen 
Kindesunterhalt erhält. Die Umfrage hat 
bestätigt, dass der Unterhaltsvorschuss 
nicht gezahlten Unterhalt nur ungenü-
gend ersetzt: Gründe sind die begrenzte 
Bezugsdauer von sechs Jahren sowie die 
Altersgrenze von 12 Jahren. Jeweils rund 
ein Drittel der Befragten ohne Unterhalt 
gab diese Deckelung als Grund an, trotz 
ausbleibenden Unterhalts die Ersatzleis-
tung Unterhaltsvorschuss nicht (mehr) 
beziehen zu können. Die Umfrageergeb-
nisse weisen in die Richtung, dass der 
Kontakt zur Unterhaltsvorschusskasse 
die Einrichtung einer Beistandschaft be-
fördert, allerdings ist hier noch Potenzial, 
die Informationsweitergabe zu verbes-
sern. Insgesamt zeigt sich, dass allein 
durch die Ausweitung der Altersgrenzen 

   Abbildung 1: Zufriedenheit mit Beistandschaft und realisierter Unterhalt
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und der Anspruchsdauer sehr viel mehr 
Einelternfamilien Unterhaltsvorschuss 
beziehen und dadurch finanziell entlastet 
werden könnten. Hier besteht dringender 
Reformbedarf.

Mit Blick auf die allgemeine Situation 
hat die Umfrage bestätigt, dass Unter-
halt armutsvermeidend wirkt. Während 
Befragte mit einem Haushaltseinkom-
men über SGB II fast zu zwei Fünfteln 
verlässlichen (Mindest-) Unterhalt für 
ihr Kind bekommen, liegt der Anteil bei 
den Befragten mit Haushaltseinkommen 
auf SGB II-Niveau nur bei etwa einem 
Fünftel. 

Handlungsempfehlungen 
und Forderungen

Um auch flächendeckend eine gute 
Arbeit von Beistandschaften sicher-
zustellen empfiehlt der VAMV:

Gute Arbeit braucht gute entspre-
chende Ressourcen: Die Erfahrungen 
der Befragten bezüglich mangelnder 
Zeit der Beistände, geringer personeller 
Kapazitäten und geringem Fachwissen 
sprechen dafür, die Voraussetzungen für 
eine qualitativ hochwertige Arbeit zu 
verbessern. Bereiche, in denen Hand-
lungsbedarf besteht, sind: Sicherstellen 
einer entsprechenden Qualifikation, von 
ausreichenden personellen Ressourcen, 
genügend zeitlichen Kapazitäten, einer 
angemessenen maximalen Fallzahl pro 
Beistand, der Berücksichtigung von 
Einarbeitungszeiten sowie verbindlichen 
Fortbildungen. Die aktuelle Rechtspre-
chung zum Unterhaltsrecht muss bekannt 
sein, darüber hinaus sind branchenspezi-
fische Kenntnisse über Einkommen und 
Einkommensbestandteile (Wochenendzu-
schläge, Weihnachtsgeld etc.) notwendig 
sowie über die Einkommensbestimmung 
bei Selbstständigen. Denkbar wäre, auf 
Landesebene übergeordnete Ansprech-
personen für schwierige fachliche Fragen 
zu installieren. Insgesamt sind bundes-
weite verbindliche Qualitätsstandards 
notwendig. Auch sollten Beistände einen 
professionellen Raum für Reflektion 
(im Kollegenkreis, Supervision, Fortbil-
dung) haben, um ihre Haltung und Rolle 
zwischen den Beteiligten reflektieren zu 
können, die nicht immer einfach ist.

Haltung und Rolle des Beistands: 
Bedenklich ist, dass viele Alleinerzie-
hende Engagement zugunsten des Kindes 
und seiner Ansprüche vermissen, ist es 
doch zentrale Aufgabe eines Beistands, 
das Recht des Kindes auf Unterhalt 
durchzusetzen. Der Fokus der Arbeit 
muss auf der Unterhaltsrealisierung 
liegen, jedoch nicht darauf, in einem 

Gesamtkonflikt der Eltern zu vermit-
teln (Umgang, Unterhalt, Sorgerecht). 
Alleinerziehenden das Ende einer Bei-
standschaft nahezulegen, da der andere 
Elternteil sowieso nicht leistungsfähig sei, 
ist nicht in Ordnung, schließlich verlangt 
das Gesetz eine gesteigerte Erwerbsob-
liegenheit. Hier könnte der Beistand für 
kurze Zeit die Leistungsunfähigkeit des 
Unterhaltsschuldners akzeptieren und 
Lösungswege aufzeigen, individuelle 
Zahlungsmodalitäten erarbeiten, aber 
auch deutlich machen, dass das Eintre-
ten der Leistungsfähigkeit erwartet wird. 
Der unterhaltspflichtige Elternteil trägt 
eine Verantwortung, aus dieser dürfen 
Beistände ihn nicht vorschnell entlassen, 
im Gegenteil. Die Beistände sollten beste-
hende Auskunftsrechte, etwa gegenüber 
dem Finanzamt (§ 21 IV SGB X in Ver-
bindung mit § 6 UVG), stärker nutzen, um 
die Leistungsfähigkeit zu überprüfen. 

Die Ergebnisse sprechen desweiteren 
dafür, dass Beistände mit dem Beginn 
ihrer Tätigkeit eine Auftragsklärung 
durchführen sollten, um Klarheit darü-

ber zu schaffen, was die Aufgaben einer 
Beistandschaft umfassen und was nicht. 
Besteht der Wunsch nach Beratung zu 
Fragen des Umgangs- oder Sorgerechts, 
sollten Alleinerziehende entsprechend 
innerhalb des Jugendamtes weiterver-
mittelt werden. Über die Aktivitäten der 
Beistandschaft sollten Alleinerziehende 
besser informiert und auf dem Laufenden 
gehalten werden.

Bestätigt hat sich der Zusammenhang 
zwischen Unterhalt und Armut. Hieraus 
resultiert dringender Ausbaubedarf beim 
Unterhaltsvorschuss: Die Altersgrenze 

von derzeit 12 Jahren sowie die maximale 
Bezugsdauer von sechs Jahren müssen 
abgeschafft werden. Ein Kind hat bis 
zum Ende der Erstausbildung Anspruch 
auf Unterhalt durch die Eltern, solange 
ist es auch auf die Ersatzleistung Unter-
haltsvorschuss angewiesen. Außerdem 
ist der Unterhaltsvorschuss systematisch 
zu niedrig, das Kindergeld darf nur noch 
hälftig angerechnet werden.

Insgesamt braucht es ein gesellschaftli-
ches Umdenken: Die Nichtzahlung von 
Unterhalt trotz Leistungsfähigkeit ist eine 
Straftat. Es ist sogar ein Offizialdelikt: 
Die Staatsanwaltschaft muss nach An-
zeige tätig werden. Die Beistandschaften 
sollten häufiger prüfen, in welchen Fällen 
eine Strafanzeige sinnvoll sein kann. Das 
Kind ist auf den Unterhalt für seine Exis-
tenzsicherung angewiesen, der Unterhalt 
ist nicht verhandelbar. 

Miriam Hoheisel
VAMV-Bundesgeschäftsführerin
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   Abbildung 2: Kindesunterhalt und Inanspruchnahme Beistandschaft

http://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.466463.de
https://www.vamv.de/uploads/media/Abschlussbericht_zur_Umfrage_VAMV_Beistandschaft_2015.pdf
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politikpresse
Gesucht: 
Alterssicherung für 
Alleinerziehende 
Berlin, 10. Juni 2015. Das Risiko im 
Alter in Armut zu leben, steigt für 
Alleinerziehende. Anstatt entgegen-
zuwirken, tragen die Rentenrefor-
men der vergangenen Jahre dazu 
bei. Das Verlagern hin zur privaten 
Altersvorsorge ist für Alleinerziehen-
de meist zu teuer. Zusätzlich sinken 
mit dem gesetzlichen Rentenniveau 
auch die familienbezogenen Leistun-
gen der Alterssicherung. Der Verband 
alleinerziehender Mütter und Väter 
e.V. (VAMV) fordert einen Paradig-
menwechsel rückwärts: Stärkung des 
Solidarsystems hin zu einer starken 
gesetzlichen Rente. 

„Niedriglöhne und Minijobs führen 
direkt in Altersarmut“, bemängelt 
Solveig Schuster, neue Bundesvorsit-
zende des VAMV. „Wir brauchen eine 
starke solidarische gesetzliche Rente, 
damit Alleinerziehende nicht am Ende 
eines arbeitsreichen Lebens Sozialhil-
fe beantragen müssen.“

Im Rahmen der vergangenes Wo-
chenende in Homburg stattgefunde-
nen Fachtagung „Alterssicherung in 
Einelternfamilien“ machte der Vor-
trag von Dr. Richard Ochmann (For-
schungsinstitut IGES) deutlich, dass 
Kindererziehungszeiten in der ge-
setzlichen Rente gerade in Eineltern-
familien die wirtschaftliche Stabilität 
erhöhen. Allerdings auf einem sehr 
niedrigen Niveau. Ulrike Schmalreck 
unterstrich in ihren Ausführungen 
zur eigenständigen Alterssicherung 
von Frauen den dringenden Hand-
lungsbedarf: Nur jede vierte Frau hat 
aufgrund der eigenen Ansprüche eine 
Rente über 750 Euro. Der Blick in die 
Schweiz zeigte, wie eine solidarische-
re Rentenformel plus familienbezoge-
ne Leistungen eine armutsfeste Ren-
te auch für Alleinerziehende sichern 
könnte. Einig waren sich die Experten, 
dass die Schlüssel für eine existenzsi-
chernde Rente am Arbeitsmarkt und 
in bedarfsgerechten Kinderbetreu-
ungsangeboten liegen.

Die 90 Delegierten haben anlässlich 
ihrer Jahrestagung einen neuen Vor-
stand gewählt: Die Journalistin Sol-
veig Schuster ist mit überwältigender 
Mehrheit in das Amt der Bundes-
vorsitzenden gewählt worden. Edith 
Schwab hatte nach 14 Jahren Vorsitz 
nicht mehr kandidiert. Stellvertreten-
de Vorsitzende sind Erika Biehn und 
Runa Rosenstiel. Jürgen Pabst, Mar-
tina Krahl, Angela Jagenow, Daniela 
Jaspers, Franz-Siegfried Arndt-Buch-
graber und Dr. Cornelia Harrer wur-
den wieder oder neu gewählt.

Alle Eltern, deren Kinder ab dem 1. 
Juli 2015 geboren werden, können 
das neue ElterngeldPlus in An-

spruch nehmen. Mit einem sogenannten 
Partnerschaftsbonus soll damit die part-
nerschaftliche Aufteilung von Familie 
und Beruf unterstützt werden. Aber auch 
Alleinerziehende können diesen Bonus 
erhalten. Daneben wird es künftig leich-
ter, auch zu einem späteren Zeitpunkt in 
Elternzeit zu gehen, z.B. zur Einschulung 
des Kindes.

ElterngeldPlus in 
Kombination mit Teilzeit

Waren Mütter oder Väter schon 
während der ersten 14 Monate 
Elterngeldbezug in Teilzeit 

beruflich wieder eingestiegen, hatten sie 
einen Teil ihres Elterngeldanspruches 
verloren. Das ändert sich mit dem Eltern-
geldPlus. Eltern, die in Teilzeit arbeiten, 
können anstatt des ganzen Elterngeldes 
das halbe Elterngeld beziehen, dafür aber 
doppelt so lange. Ein Elterngeldmonat 
wird zu zwei ElterngeldPlus-Monaten. 
Das bisherige „klassische“ Elterngeld 
als Ersatz für das wegfallende Vorein-
kommen zu 65 bis 100 Prozent, gibt es 
nach wie vor, kann aber zum Beispiel 
mit dem neuen ElterngeldPlus kombiniert 
werden. Eltern können sich nun zwischen 
dem Bezug von Elterngeld oder von El-
terngeldPlus entscheiden. Ein Elternteil 
kann z.B. zunächst in den ersten sechs 
Lebensmonaten eines Kindes das „klassi-
sche“ Elterngeld wählen und die anderen 
sechs Monate in zwölf ElterngeldPlus 
Monate umwandeln. ElterngeldPlus kann 
demzufolge über den 14. Lebensmonat 
des Kindes hinaus bezogen werden.

Partnerschaftsbonus  
auch für Alleinerziehende

Anspruch auf den Partnerschafts-
bonus haben Elternpaare, die sich 
in vier aufeinanderfolgenden Mo-

naten im Anschluss an den Bezug von 
Elterngeld gemeinsam um das Kind 
kümmern und beide zwischen 25 und 30 
Wochenstunden erwerbstätig sind. Der 
Partnerschaftsbonus soll es Eltern erleich-
tern, in einer frühen Phase der Elternschaft 
in die partnerschaftliche Arbeitsteilung 
hineinzufinden. Alleinerziehende er-
halten den Partnerschaftsbonus sowie 
auch die Partnermonate, sofern sie die 
Voraussetzungen für den steuerlichen 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 

nach § 24b Einkommensteuergesetz 
erfüllen. Die Voraussetzungen der Al-
leinsorge beziehungsweise des alleinigen 
Aufenthaltsbestimmungsrechts wurden 
gestrichen.

Elternzeit flexibler

Auch die Elternzeit kann jetzt deut-
lich flexibler genutzt werden. Wie 
bisher können Eltern bis zum 

dritten Geburtstag eines Kindes eine 
unbezahlte berufliche Auszeit mit Kün-
digungsschutz nehmen. Neu ist, dass 
nun 24 statt bisher 12 Monate zwischen 
dem dritten und dem achten Geburtstag 
des Kindes genommen werden können, 
eine Zustimmung des Arbeitgebers nicht 
mehr erforderlich ist, die Anmeldefrist für 
die Elternzeit für den Zeitraum zwischen 
dem dritten und achten Geburtstag des 
Kindes auf 13 Wochen erhöht wird und 
die Elternzeit in drei statt bisher zwei 
Zeitabschnitte aufgeteilt werden kann. 
Für den Arbeitgeber gilt, dass er den 
dritten Abschnitt der Elternzeit aus drin-
genden betrieblichen Gründen ablehnen 
kann, wenn er zwischen dem dritten und 
dem achten Geburtstag des Kindes liegt 
und einen Antrag zu einer Teilzeittätigkeit 
während der Elternzeit innerhalb einer be-
stimmten Frist ablehnen muss, ansonsten 
gilt die Zustimmung als erteilt.

Wie gehabt, muss das ElterngeldPlus 
schriftlich bei der zuständigen Eltern-
geldstelle beantragt werden. Aufgrund 
der verschiedenen (neuen) Möglichkeiten 
kann eine vorherige Beratung empfeh-
lenswert sein. 

Weitere Informationen: 
http://www.elterngeld-plus.de/

Antje Asmus

Plus beim Elterngeld

service
Wegweiser aktualisiert
Ende Juli erscheint der „Wegweiser 
für den Umgang nach Trennnung und 
Scheidung“ in einer neuen Auflage. 
Er wurde aufgrund gesetzlicher Ände-
rungen und fachlicher Weiterentwick-
lungen vollständig überarbeitetet und 
aktualisiert. Herausgeber des Weg-
weisers sind die Deutsche Liga für das 
Kind, der Deutsche Kinderschutzbund 
und der Verband alleinerziehender 
Mütter und Väter. www.vamv.de

http://www.elterngeld-plus.de/
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bundesverfassungsgericht

Das Bundesverfassungsgericht  
(BVerfG) hat mit Beschluss vom 
25. April 2015 (1 BvR 3326/14) 

eine Verfassungsbeschwerde gegen den 
befristeten Ausschluss des Umgangs-
rechts eines Vaters mit seinem Kind nicht 
zur Entscheidung angenommen. 

In den Gründen für die Nichtannahme 
hat das BVerfG den Fachgerichten be-
scheinigt, dass der Umgangsausschluss 
verhältnismäßig und die Begründung 
nachvollziehbar ist, u.a., da der Ausschluss 
dem erklärten Willen des Kindes ent-
spricht. Es schreibt: „Eine Einschränkung 
oder der Ausschluss des Umgangsrechts 
kommen dann in Betracht, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalls der Schutz des 
Kindes dies erfordert, um eine Gefähr-
dung seiner seelischen oder körperlichen 
Entwicklung abzuwehren. Dabei kommt 
dem erklärten Willen des Kindes mit 
zunehmendem Alter vermehrt Bedeutung 
zu.“ Der Umgang war für knapp zwei 
Jahre ausgeschlossen worden.

BVerG stärkt Bedeutung des Kindeswillens
Das 11jährige Kind hatte über ei-

nen Zeitraum von 4 Jahren hinweg 
durchgehend und vehement jegliche 
Umgangskontakte mit dem Vater abge-
lehnt. Der Umgangsausschluss wurde 
mit dem erklärten Willen des Kindes, der 
Unfähigkeit der Mutter zur Vermittlung 
eines positiven Vaterbildes und dem 
eingeschränkten Gespür des Vaters für 
die kindlichen Bedürfnisse in der hoch 
strittigen familiären Situation begründet. 
Dem Vater wurde eine Kontaktaufnahme 
zum Kind einmal je Kalendermonat per 
Brief gestattet und der Mutter aufgege-
ben, dem Kind die Briefe unverzüglich 
auszuhändigen. Damit wurde dem Vater 
die Möglichkeit eingeräumt, „dem Kind 
dadurch sein fortwährendes Interesse an 
ihm und seinem Wohlergehen zu zeigen 
und die Neugier des Kindes zu wecken.“ 
Die Dauer des Umgangsausschlusses 
sah das BVerfG als verhältnismäßig an: 

„Die Fachgerichte sind nachvollziehbar 
davon ausgegangen, dass die Umgangs-
einschränkung so lange zu befristen sei, 

bis zu erwarten ist, dass das dann knapp 
dreizehnjährige Kind sich im Rahmen 
seiner fortschreitenden Persönlichkeits-
entwicklung von der Mutter lösen und 
möglicherweise ein eigenständiges Inte-
resse am Vater entwickeln könnte.“ 

Auch die Anordnung von Zwangsmit-
teln gegen die Mutter hat das BVerfG 
abgelehnt, weil „ (…) das Kind (…) 
jeglichen Druck auf die Mutter in er-
heblichem Maße auch selbst wahrnimmt 
und Zwangsmaßnahmen ihr gegen-
über als Bedrohung seines etablierten 
Familiensystems sehen würde.“ Dies 
entspricht der Haltung des VAMV, der 
sich grundsätzlich gegen Zwangsmittel 
im Umgangsrecht ausspricht, weil sie 
die Kinder in nicht zu verantwortendem 
Ausmaß mit sanktionieren und unter 
Druck setzen.

Sigrid Andersen
Wissenschaftliche Referentin VAMV

politik

In den letzten Jahren stiegen vielerorts 
die Mieten besonders bei Neu- und 
Wiedervermietungen stark. Das Wohn-

geld wurde seit 2009 jedoch nicht mehr 
angehoben. Nun hat der Bundestag eine 
Reform des Wohngeldrechts beschlossen, 
um den Mietzuschuss an die Entwicklung 
der Einkommen und Wohnkosten anzu-
passen. Ab 2016 sollen Haushalte mit 
geringem Einkommen im Durchschnitt 
ein um 39 Prozent höheres Wohngeld 
erhalten.  

Die Reform sieht eine Erhöhung des 
Wohngelds, das je zur Hälfte vom Bund 
und von den Ländern gezahlt wird, für 
rund 870.000 Haushalte vor. Laut dem 
neuen Gesetz profitieren besonders Al-
leinerziehende von der Wohngeldreform. 
Warum? Zum einen werden wegen der 
Leistungshöhe mehr Alleinerziehende 
Wohngeld erhalten, darunter 12.000 
Haushalte die vorher SGB II bezogen und 
15.000 Haushalte von Alleinerziehenden 
mit dort 97.000 lebenden Kindern, die 
erstmals Wohngeld erhalten. Diese Haus-
halte haben dadurch zukünftig auch einen 
Anspruch auf das Bildungs- und Teilha-
bepaket. Neu geregelt werden soll der 
Alleinerziehendenfreibetrag. Weiterhin 

Wohngeldreform: Plus für Alleinerziehende ab 2016
gilt dafür als Voraussetzung, dass die al-
leinerziehende Person ausschließlich mit 
einem oder mehreren Kindern Wohnraum 
gemeinsam bewohnt und dass sie für ei-
nes der Kinder Kindergeld erhält. Neu ist, 
dass eine Erwerbstätigkeit oder Ausbil-
dung und volljährige Kinder im Haushalt 
nicht mehr zum Wegfall des Freibetrags 
führen. Zudem steigt der Freibetrag von 
600 Euro auf 1.320 Euro jährlich. Al-
lerdings werden die Freibeträge für die 
Kinder auf deren eventuelles Erwerbs-
einkommen beschränkt, so dass zukünftig 
insbesondere bei Unterhaltszahlungen, 
Unterhaltsvorschussleistungen oder 
Waisenrenten keine Freibeträge mehr 
vorgesehen sind. 

Getrennte  
Eltern profitieren

Die Reform überführt einige Verwal-
tungsvorschriften in gesetzliche 
Regelungen, unter welchen Vo-

raussetzungen bei getrennt lebenden 
Eltern das Kind gleichermaßen zu ihrem 
wohngeldrechtlichen Haushalt gehört. 
Getrennt lebende Eltern müssen demnach 
nicht jeweils ein zusätzliches Zimmer für 
das Kind bereithalten. Auch nicht mehr 

erforderlich für die Berücksichtigung 
des Kindes als Haushaltsmitglied soll 
das gemeinsame Sorgerecht bei getrennt 
lebenden Eltern sein. Entscheidend wird 
der tatsächlich aufgewendete Betreu-
ungsumfang sein. Laut Gesetz muss 
eine „Betreuung eines Kindes oder 
mehrerer Kinder zu annähernd gleichen 
Teilen durch die getrennt lebenden El-
tern untereinander“ realisiert sein. Dem 
Kleingedruckten ist zu entnehmen, das 
hierunter bereits ein Betreuungsverhältnis 
von einem Drittel zu zwei Drittel verstan-
den wird. Sprich, ein umgangsberechtigter 
Elternteil ohne Sorgerecht kann für seinen 
Haushalt Wohngeld beantragen, wobei 
das Kind als Haushaltsmitglied berück-
sichtigt wird (auch ohne Kinderzimmer). 

Die Forderungen der Opposition, das 
Wohngeld zu dynamisieren, damit es bei 
ansteigenden Mietkosten rechtzeitig steigt, 
sowie die 2011 abgeschaffte Heizkosten-
komponente wiedereinzuführen, wurden 
wegen Widerspruch aus dem Bundesfi-
nanzministerium nicht aufgegriffen.

Weitere Informationen: 
http://www.bmub.bund.de

Antje Asmus
Wissenschaftliche Referentin VAMV

http://www.bmub.bund.de/themen/stadt-wohnen/wohnraumfoerderung/wohngeld/
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Liebe alleinerziehende Mütter, 
liebe alleinerziehende Väter,
liebe Freundinnen, liebe Freunde,

es ist mir immer noch warm ums Herz, 
wenn ich an meine Verabschiedung als 
Vorsitzende denke, und das wird auch 
so bleiben. Die mir entgegengebrachte 
Zuneigung, ja Freundschaft, hat mich 
überwältigt. Man trifft im Leben ja einige 
Entscheidungen, die man später bereut. 
Meine Entscheidung vor vielen Jahren, 
mich für den VAMV zu engagieren, war 
eine meiner Besten; sie hat mein Leben 
für viele Jahre maßgeblich geprägt. Ich 
habe unendlich viel gelernt, habe Er-
fahrungen gesammelt, bin über Gipfel 
gestiegen, die ich zuvor noch nicht einmal 
im Blick hatte und habe Krisen bewältigt, 
die mich stärker und selbstbewusster 
gemacht haben. 
Als mich Petra Spoden – mir damals 

unbekannt, jetzt beste Freundin – für 
den Verband interessierte, war ich ja 
bereits einige Jahre alleinerziehend und 
daher sowohl persönlich als auch als Fa-
milienanwältin mit den sehr besonderen 
Herausforderungen dieser Lebensform 
bestens vertraut. Als selbständige Rechts-
anwältin war meine „Mutterschutzzeit“ 
von zwei Wochen nach der Geburt von 
Alexander eher kurz, finanzielle Unter-
stützung gab es von keiner Seite und der 

Abschiedsgruß von Edith Schwab
Spruch, dass der Tag 24 Stunden hat, die 
man ggf. auch verlängern kann, traf mei-
ne Lebenssituation exakt. 
Sich in dieser Situation 
noch in hohem Umfang 
ehrenamtlich zu engagieren, 
ist schon etwas crazy. Aber 
genau so sind Viele von 
Euch ja auch! Deswegen 
sprechen wir eine Sprache 
und verstehen jede Äuße-
rung unmittelbar ohne jeden 
Dolmetscher. Der Erfolg, 
der sich nach guter Arbeit 
einstellt, gibt mir persönlich 
eine hohe Zufriedenheit. 
Ehrenamtliche Arbeit, die ohne jeglichen 
Gedanken an materiellen Lohn ist, hat 
dabei eine besondere Qualität. 

Meine Entscheidung, bei der großen 
Fülle menschlicher Möglichkeiten in 

einem neuen Lebensabschnitt 
neue Schritte gehen zu wollen, 
habt Ihr mit viel Verständnis 
und Zuneigung begleitet. Auch 
dafür danke ich Euch von 
Herzen. Seid versichert, dass 
ich den VAMV und jede/n 
Einzelne/n von Euch auch 
weiterhin begleiten werde. Ich 
wünsche Euch allen Weitblick, 
Mut und Hartnäckigkeit, um 
weiter mit dem VAMV viel 
für die Alleinerziehenden zu 
bewegen. Persönlich wünsche 

ich Euch Kraft und Zuversicht, sowie 
manche glücklichen Momente.

Eure Edith
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Solveig Schuster ist neue Bun-
desvorsitzende des Verbands 
alleinerziehender Mütter und Väter 

e. V. (VAMV). Die 44-jährige Journalistin 
ist alleinerziehende Mutter einer Tochter 

im Grundschulter. Bereits seit 2007 im 
VAMV aktiv, ist Solveig Schuster seit 
2011 im Bundesvorstand. In der Zeit von 
2013 bis 2015 hat sie bereits als Vizevor-
sitzende gewirkt.  

Das Gespräch führte Miriam Hoheisel

Frau Schuster, herzlichen Glück-
wunsch zur Wahl! Der Verband hat 
Sie mit überwältigender Mehrheit 

gewählt und damit viel Rücken-
wind mit auf den Weg gegeben. 

Vielen Dank! Ja, das ist toll. Das Wis-
sen, dass der Verband hinter mir steht, 
erleichtert die Arbeit ungemein. Es 
motiviert mich, ist aber zugleich auch 
Verpflichtung.

Wo wollen Sie Schwerpunkte set-
zen, welche Themen liegen Ihnen 
besonders am Herzen?

Unser Verband steht für eine gleichstel-
lungsorientierte Familienpolitik. Diesen 
Weg werde ich weiter gehen. Mir ist 
wichtig, den Alleinerziehenden und ih-
ren Kindern die Chance zu eröffnen, ihr 
Leben selbstbestimmt in die Hand zu neh-
men, teilzuhaben am gesellschaftlichen 
Leben, statt sich ausgegrenzt und ohne 
Partner nicht als „vollwertige“ Familie 
zu fühlen. Das ist nicht in einem Schritt 
getan. Hier müssen sich viele Puzzletei-
le, angefangen bei Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt über die Überprüfung 
familienpolitischer Leistungen und 
Transfers bis hin zu einer veränderten 
gesellschaftlichen Sichtweise, zu einem 
Ganzen fügen. Und ich möchte, dass wir 
die Kinder stärker ins Zentrum rücken. 

Wir brauchen eine Familienförderung, die 
sich am Kind und nicht an der Lebens-
form seiner Eltern orientiert. Ich denke, 
eine Kindergrundsicherung entfaltet bei 
Alleinerziehenden die stärkste Entlas-
tungswirkung, nicht nur finanziell. 

Der VAMV ist sehr aktiv als Lob-
byverband, aber nicht immer 
kommt unterm Strich die ge-
wünschte Verbesserung raus, 
wie aktuell im Familienpaket bei 
der Steuerklasse II. Was sagen 
Sie Alleinerziehenden, um Ihnen 
Mut zu machen sich politisch 
einzumischen?

Je mehr Alleinerziehende aktiv werden, 
desto stärker rücken unsere Belange in 
den Fokus und ins Bewusstsein. Das ist 
wichtig. Natürlich sind Erfolge nicht im-
mer sofort sichtbar. Bei der Steuerklasse 
II haben wir zwar noch nicht das erreicht, 
was wir uns vorgestellt haben, aber wir 
haben die Diskussion angeregt, die Öf-
fentlichkeit sensibilisiert und immerhin 
erreicht, dass der Entlastungsbetrag nach 
11 Jahren überhaupt angehoben wird. Es 
ist eine Teiletappe, wir sind noch nicht 
am Ziel.

Was wollen Sie als Vorsitzende für 
den Verband erreichen?

Dem Ziel ein großes Stück näher zu 
kommen... Dazu ist es wichtig, die An-
liegen des Verbandes noch stärker in die 
Öffentlichkeit zu tragen und dafür zu wer-
ben. Mir ist es auch wichtig, den inneren 
Zusammenhalt zu stärken. Die Orts- und 
Landesverbände bilden die Basis des Ver-
bandes. Mein Ziel ist es, sie noch stärker 
in den Blick zu nehmen und in Entschei-
dungsprozesse einzubinden. Engagement 
soll sich lohnen und spürbar sein.

Was wünschen Sie sich für die 
Arbeit als Vorsitzende?

Dass der Rückenwind anhält.

Wenn Sie drei Wünsche frei hät-
ten – was würden Sie direkt für die 
Alleinerziehenden umsetzen?

Einer würde mir reichen. Mit dem einen 
würde ich mir unendlich viele andere 
wünschen und wir wären alle Sorgen los. 
Allerdings wäre dann auch der Verband 
überflüssig. Ich fürchte, mir würde dann 
doch wieder was fehlen.

Gleichstellungsorientierte Familienpolitik!
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studie

Zwei neue im Auftrag der Bertels-
mann Stiftung angefertigte Studien 
stellen arme Familien in den Blick-

punkt. Zum einen handelt es sich um 
eine repräsentative Befragung zu den 
Lebensumständen von Kindern im SGB 
II im Vergleich zu Kindern in gesicherten 
Einkommensverhältnissen, 
durchgeführt vom Institut 
für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB). Sie 
trägt den Titel „Kinder- und 
Familienarmut: Lebensum-
stände von Kindern in der 
Grundsicherung“. Die Ar-
mutsforscherinnen Sabine 
Andresen und Danijela 
Galic verfassten die Studie 

„Kinder. Armut Familie.“ 
Sie beinhaltet die Ergeb-
nisse einer Befragung von 
Familien in prekären Le-
benslagen und Fachleuten, 
die mit Familien arbeiten. Für beide 
Studien kann hier eine Leseempfehlung 
ausgesprochen werden. Sie bieten fundier-
te Ergebnisse und wichtige Argumente für 
die Arbeit des VAMV. 

Besonders die Schilderungen des All-
tags armer Familien von Andresen und 
Galic hinterlassen Eindruck. Sie zeigen, 
wie strukturelle Probleme auf der indi-
viduellen Ebene wirken. Die Hälfte der 
interviewten Familien sind Alleiner-
ziehende und ihre Kinder. Der zentrale 
Befund aus den Gesprächen: Eltern wol-
len immer das Beste für ihre Kinder und 
sind stolz auf sie. Entgegen manchen 
Vorurteilen sparen die Eltern bei sich 
und versuchen, ihren Kindern so viel wie 
irgend geht zu ermöglichen. Arme Eltern 
wünschen sich ein „normales“ Familien-
leben. Das bedeutet für sie gute Bildung 
für die Kinder und eine Freizeitgestaltung, 
die Ausflüge ins Grüne erlaubt. Neid auf 
Familien mit mehr Geld gibt es kaum. 
Zur chronischen Geldnot kommen oft 
Krankheit, Trennung der Eltern, enge 
Wohnung und unsicherer Schulweg der 
Kinder hinzu.

Erziehung bedeutet für jene Eltern 
häufig das Erklären von Verzicht und 
nicht das Entscheiden aufgrund von 
Werten, Neigungen oder Interessen 
(z.B. bei Hobbys der Kinder). Das Ge-
fühl fehlender Selbstbestimmung durch 
eingeschränkte Handlungsspielräume 

Familienalltag und Erziehung  
unter prekären Bedingungen

in der Erziehung führt dann oft zu Re-
signation und Erschöpfung. Mit den 
staatlichen Leistungen sind diese Eltern 
oft unzufrieden. 

Mit ihren spezifischen Problemlagen 
fühlen sich die Eltern von den Behörden 
nicht richtig wahrgenommen. Besonders 

der Wechsel von Ansprech-
personen stellt ein großes 
Problem dar. Auch aus Sicht 
der befragten Fachkräfte aus 
Verwaltung und Bildungsein-
richtungen scheitert Hilfe oft 
an Zeitmangel, Bürokratie 
und fehlender Passgenauig-
keit. Darüber hinaus sehen die 
Armutsforscherinnen bei den 
Fachkräften mitunter einen 
Mangel an Einfühlungsver-
mögen für die Situation der 
Familien.

Dass die sozialrechtliche 
Grundsicherung zwar eine 

elementare Grundversorgung sichert, 
aber nicht genügt, um Kindern ausrei-
chend soziale und kulturelle Teilhabe zu 
ermöglichen, ist das Ergebnis der Studie 
des IAB. Daran ändere auch das Bildungs- 
und Teilhabepakt wenig, welches von der 
Autorengruppe deswegen als unwirksam 
stark kritisiert wird.

Beide Untersuchungen bestätigen 
VAMV-Forderungen. Die Grundsicherung 
und damit das sozialrechtlich anerkannte 
Existenzminimum für Kinder muss erhöht 
werden. Es ist eindeutig zu niedrig, um 
kulturelle Teilhabe und die Bildungsteil-
habe zu organisieren. Das Bildungs- und 
Teilhabepaket muss deswegen reformiert 
bzw. zurück in den Regelsatz integriert 
werden. Um Familien in Armut zu unter-
stützen, ist eine einseitige Fokussierung 
auf die Integration der Eltern in den 
Arbeitsmarkt unangemessen. Für das 
Wohlbefinden von Kindern müssen Zeit 
für Familie sowie die Perspektive der Kin-
der und die Entscheidungsmöglichkeiten 
der Eltern Eingang in die Familienpolitik 
sowie in die Angebote für Familien vor 
Ort finden.

Weitere Informationen unter: 
h t t p : / / w w w . b e r t e l s m a n n -
s t i f t u n g . d e / d e / p r e s s e /
pressemitteilungen/pressemitteilung/
pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-
kulturell-benachteiligt/ 

Antje Asmus

presse

Steuer:  
Entlastung für 
Alleinerziehende 
dynamisieren!

Berlin, 18. Juni 2015. „Alleinerziehende 
haben sich vom Familienpaket deutlich 
mehr erhofft, von der Erhöhung des Kin-
derfreibetrags, des Kindergeldes und 
Kinderzuschlags wird wenig bei ihnen 
ankommen. Die bescheidene Erhöhung 
ihres steuerlichen Entlastungsbetrags ist 
ein kleines Trostpflaster. Allerdings wurde 
hier die Chance verpasst, die jetzt erzielte 
Entlastung langfristig zu sichern und den 
Entlastungsbetrag zu dynamisieren“, kriti-
siert Solveig Schuster, Bundesvorsitzende 
des Verbands alleinerziehender Mütter und 
Väter e.V. (VAMV), anlässlich der heutigen 
zweiten und dritten Lesung des „Familien-
pakets“ im Bundestag.

„Nach elf Jahren Stagnation war eine Er-
höhung der steuerlichen Entlastung für 
Alleinerziehende überfällig“, betont Schus-
ter. „Ohne Dynamisierung wird es wieder 
zu einer schleichenden Steuererhöhung 
für Alleinerziehende kommen. Der Grund-
freibetrag wird regelmäßig angepasst, um 
steigende Lebenshaltungskosten abzubil-
den. Das muss auch für den Entlastungs-
betrag gelten, um die zeitliche und finanzi-
elle Mehrbelastung von Alleinerziehenden 
aufzufangen“, fordert Schuster. „Steuer-
gerechtigkeit für Alleinerziehende ist aller-
dings auch mit der Erhöhung des Entlas-
tungsbetrags um 600 Euro auf 1.908 Euro 
noch lange nicht erreicht. Angemessen 
wäre die Ausgestaltung mit einem zweiten 
Grundfreibetrag als Gegenstück zum Ehe-
gattensplitting.“ 

Insgesamt bleibt grundsätzlicher Reform-
bedarf bestehen: Die soziale Schieflage 
von Kinderfreibeträgen und Kindergeld ist 
unangetastet, von der wohlhabende Fami-
lien profitieren. Für Alleinerziehende ver-
pufft die Erhöhung des Kindergeldes oft: 
Wer auf SGB II-Leistungen angewiesen 
ist, guckt in die Röhre, denn hier wird das 
Kindergeld ganz angerechnet. Auch beim 
Unterhaltsvorschuss wird das Kindergeld 
vollständig angerechnet, was änderungs-
bedürftig ist. Bei dieser Leistung besteht 
dringender Ausbaubedarf: Kinder haben 
länger als sechs Jahre und auch nach ih-
rem zwölften Geburtstag den Bedarf auf 
Unterhaltsvorschuss, wenn sie keinen Un-
terhalt bekommen.

„Als VAMV machen wir uns für eine Fami-
lienförderung jenseits vom Steuerrecht 
stark, hin zu einer Individualbesteuerung 
und der direkten Förderung von Kindern 
durch eine Kindergrundsicherung von 600 
Euro pro Monat, unabhängig von der Fami-
lienform und von Einkommen ihrer Eltern“, 
unterstreicht Schuster. 

http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-kulturell-benachteiligt/
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-kulturell-benachteiligt/
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-kulturell-benachteiligt/
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-kulturell-benachteiligt/
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/pid/materiell-unterversorgt-sozial-und-kulturell-benachteiligt/

